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Anmahnung

der Beachtung der nachfolgenden Menschenrechte in der Liborius-Grundschule Salzkotten:

Art. 1 I GG: Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen, ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Art. 2 I GG: Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit ...

Art. 4 I und II GG: Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.

Art. 6 II : Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.

Art. 2 des Ersten Zusatzprotokolls der EMRK
, Satz 2:

„Der Staat hat bei der Ausübung der von ihm auf dem Gebiet der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen.”

Die alle Gerichte und Behörden bindende Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zum Elternrecht (BVerfGE 93,1/17):

„Im Verein mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG, der den Eltern die Pflege und Erziehung ihrer Kinder als natürliches Recht garantiert, umfasst Art. 4 Abs. 1 GG auch das Recht zur Kindererziehung in religiöser und weltanschaulicher Hinsicht. Es ist Sache der Eltern, ihren Kindern diejenigen Überzeugungen in Glaubens- und Weltanschauungsfragen zu vermitteln, die sie für richtig halten. Dem entspricht das Recht, sie von Glaubensüberzeugungen
 fernzuhalten, die den Eltern falsch und schädlich erscheinen.”

Sehr geehrte …………,

wie uns mitgeteilt wurde, werden seit einigen Jahren christliche Eltern, deren Kinder die Liboriusschule in Salzkotten besuchen, durch Bußgelder gezwungen, diese an Unterrichtseinheiten, Schulveranstaltungen und Projekten teilnehmen zu lassen, die gegen die Menschenwürde und das Persönlichkeitsrecht sowie gegen das Gewissen und die Glaubensüberzeugung sowohl der Kinder als auch ihrer Eltern verstoßen, während andere Schulen in NRW in diesen Fällen gemäß geltendem Schulrecht Befreiung erteilen. 

Die Grundschüler werden gegen ihren bekundeten Willen gezwungen, zum Beispiel an einem  Sexualkunde-Unterricht teilzunehmen, der massiv verletzend in ihre Intimsphäre einbricht. Die Einwände der Eltern, daß sie und ihre Kinder die emanzipatorische Sexualauffassung, die die Schule vermittelt, aufgrund ihrer Glaubensüberzeugung ablehnen, und daß die Eltern diese staatliche Sexerziehung für falsch und schädlich halten und deshalb ihre Kinder davon fernhalten wollen, werden nicht beachtet.

Das Theaterprojekt „Mein Körper gehört mir“, das die Liboriusschule zur Pflichtveranstaltung erklärt hat, ist ein weiteres Beispiel für die rechtswidrigen Eingriffe in die oben genannten Menschenrechte. Die Eltern lehnen Theaterveranstaltungen grundsätzlich ab, weil sie ihre Kinder nach ihrer Glaubensüberzeugung nicht der Vorspiegelung irgendwelcher Dinge aussetzen können, und schon gar nicht von Tatsachen, die ihre Grundlage in der Zeitgeistideologie haben. Das verbietet ihnen ihr Gewissen. Dieses Theaterprojekt vermittelt nämlich eine Zeitgeistideologie, die Christen und Eltern, die ihre Elternverantwortung ernst nehmen, ablehnen müssen. Die Botschaft dieser drei Theaterstücke führt zur Kindeswohlgefährdung, indem den Kindern suggeriert wird, daß ausschließlich ihr Gefühl der Maßstab dafür sein soll, ob sie sich auf sexuelle Handlungen mit Erwachsenen einlassen wollen oder nicht. Hat das Kind ein „Nein-Gefühl“, soll es die sexuellen Handlungen mit Erwachsenen ablehnen; hat es aber ein „Ja-Gefühl“, kann es sich auf sexuelle Handlungen mit Erwachsenen einlassen. Die betroffenen Eltern halten diese emanzipatorische Sexualerziehung für ihre Grundschüler - zu recht - für falsch und schädlich. Sie sehen darin - zu recht - eine Förderung des sexuellen Mißbrauchs von Kindern und damit letztlich die Öffnung des Weges zur Legalisierung der Pädophilie durch Einwilligung des Kindes.

Nachdem diese Eltern in diesem Jahr wieder ihre Kinder - durch Nichtteilnahme - vor solchen Schulveranstaltungen bewahrten, bekamen sie jetzt noch höhere Bußgeldstrafen: für 12 Elternpaare wurden über 15.000 € Bußgeld festgesetzt - mit der Begründung, sie hätten sich bis jetzt noch nicht zu einer „Verhaltensänderung“ bewegen lassen.

Wir mahnen die Beachtung der Grundrechte, insbesondere der Glaubens-  und Gewissensfreiheit, an. Die oben genannten Grundrechte lassen es nicht zu, daß Eltern und Kinder zur Aufgabe ihrer christlichen Glaubensüberzeugung - Verhaltensänderung - gezwungen werden können, um sich dem ideologischen Diktat einer Schule gegen ihren Glauben, gegen ihr Gewissen und gegen das Wohl ihres Kindes zu beugen.

Darum möchten wir Sie auffordern, die erneuten Bußgeldverfahren wegen Verletzung der Grund- und Menschenrechte einzustellen und Sorge dafür zu tragen, daß unsere freiheitliche Grundordnung auch in der Schule Beachtung findet und Schüler von den genannten Unterrichtungen und Schulveranstaltungen auf Antrag der Eltern befreit werden, wie es das Schulgesetz von NRW auch ermöglicht (§ 43 III).

Hochachtungsvoll

�  Europäische Menschenrechts Konvention


�  wie auch von Weltanschauungsüberzeugungen





